Wahrheit » Klarheit » Offenheit 


3618 - 38. Jahrgang - Juli 2006 


Da hörten alle Passanten 
zu in Leer: Dieser Junge 
spielte auf seinem Saxo- 
phon die deutsche Natio- 
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nalhymne. 
(Ostfriesen-Zeitung, 26.6.2006) 


Für manche Lehrer sind 
solche Bilder ein Greuel! 


Scheinbar besteht der Vorstand 
dieser Gewerkschaft aus den 
letzten Ewiggestrigen der 68er- 
Möchtegern-Revoluzzern. Ihre 
zur Fußball-Weltmeisterschaft 
losgetretene Kampagne richtet 
sich auch nur vordergründig 
gegen das Deutschlandlied. Sie 
wollen mehr: Die Deutschen 
müßten sich verändern, wenn 
die Integration der Einwanderer 
gelingen solle, schreiben sie. 


ALSO: Nicht die (meist unge- 
betenen) Einwanderer sollen 
sich anpassen, sondern wir 
sollen unseren Nationalcharak- 
ter ablegen. 


Wohin solche »Erziehung« 
führt, lesen Sie auf den Sei- 
ten 2 und 3. 
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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft: 


GEW - 


Die Miesmacher 
der Nation 


Die Deutschen feierten mit Flaggen und 
Hymne einen Aufbruch ins Normale 


Endlich einmal bekennen sich 
die Deutschen nach Jahrzehnten 
des Versteckens und der scham- 
geprägten Bußhaltung ganz un- 
verkrampft zur Nationalhymne 
und zu Deutschlands Farben, die 
noch Wochen nach der WM an 
Autos und an Fenstern flattern, 
da beschimpfen gewerkschaft- 
liche »Erzieher« das Lied der 
Deutschen! 


Für die DGB-Lehrergewerk- 
schaft GEW ist das Deutschland- 
lied ein »furchtbares Loblied 
auf die deutsche Nation«, das 
eine »Stimmung des Nationa- 
lismus« erzeuge. Schon vor Be- 
ginn der Fußball-WM warnte die 
GEW in einem Aufruf vor »natio- 
nalistischer Stimmungsmache«, 


was für einige Tageszeitungen 
Anlaß war, sogar vor einer »Stim- 
mung des Nationalsozialismus« 
zu warnen. 


Solange wir solche Lehrer 
haben, brauchen wir zum Un- 
tergang von Volk und Nation 
keine äußeren Feinde mehr! 


Neue Lehrer 
braucht das Land 


Muster einer Dienst- 
aufsichtsbeschwerde 


Bomben auf Beirut, 
Verwüstung des Gaza 


Keine offene Kritik, 
nur Bitten an Israel 
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Das offene Wort 


Linkspartei-Jugend ruft 
zur Tauschaktion auf 


Die Nachwuchsorganisation der 
SED-Nachfolgeparteiin Sachsen 
hat dazu aufgerufen, Deutsch- 
landfahnen gegen »T-Shirts« mit 
Hetzparolen einzutauschen. 


Der Aufruf »Nein zum Deutsch- 
landhype« wird von der PDS- 
Landtagsabgeordneten Julia 
Bonk unterstützt, bei der man 
sich fragen muß, ob sie als 
»Volksvertreter« in einem deut- 
schen Landtag noch tragbar ist. 
In dem Aufruf heißt es: 


»Wir wollen, daß die Fahnen 
von der Straße kommen und 
bieten an: Für drei deutsche 
Flaggen gibt's von der Jun- 
gen Linken/PDS Sachsen im 
Austausch ein T-Shirt mit der 
Aufschrift „Nazis raus aus 
den Köpfen“ und eine DVD 
geschenkt.« 


Von solchem Volkshaß und 
damit Selbsthaß Zerfressene 
Jugendliche fallen nicht vom 
Himmel. Sie sind auch keine 
Nachkömmlinge der DDR, in der 
ja sogar mehr Patriotismus ge- 
pflegt wurde als in der BRD. 


Sie sind Produkte der freiheit- 
lich-demokratischen Erziehung, 
die sie seit 1990, also seit mehr 
als 15 Jahren, im bundesdeut- 
schen Schul-, Bildungs- und 
Umerziehungswesen genossen 
haben. 


Hier zeigt sich, wie die Multi- 
Kulti-Propaganda, begleitet von 
der systematischen Berieselung 
durch Lehrmittel und Filme zur 
Vergangenheitsvergewaltigung, 
die Hirne und Herzen dieser Ju- 
gendlichen völlig vernebelt hat. 


Die für Schulen und Bildung 
verantwortlichen Kultusminister 
sollten einmal in sich gehen, 
wenn sie an solchen Beispie- 
len sehen, welche erbärmlichen 
Ergebnisse der bisher übliche 
staatsbürgerliche Unterricht in 
dieser Bundesrepublik hat. 
Schon in der Bibel steht ge- 
schrieben: »An ihren Früchten 
sollt ihr sie erkennen.« 

Sabine Möller 
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Neue Lehrer braucht das Land! 


»Die „Argumente gegen 
das Deutschlandlied“ 
sollen, wo immer es 

zu Diskussionen über 
dieses furchtbare Lied 
kommt, helfen, gegen den 
deutschen Nationalismus 
vorzugehen.« 


So steht es in der Einleitung der 
Broschüre »Argumente gegen das 
Deutschlandlied«, in deren Vor- 
wort der Bundesvorsitzende der 
Gewerkschaft Erziehung und Wis- 
senschaft, Ulrich Thöne, das Ziel 
der »Erziehung« vorgegeben hat: 


»Als Bildungsgewerkschaft GEW 
treten wir ganz bewußt und ganz 
ausdrücklich solchen Stimmun- 
gen des Nationalismus und der 
„deutschen Leitkultur“ entgegen. 
(...) Deutschland ist ein Einwan- 
derungsland. Auch wir Deutschen 
müssen uns verändern, wenn der 
nötige Integrationsprozeß gelin- 
gen soll. Was wir dabei ganz und 
gar nicht gebrauchen können ist 
ein Nationalismus, der die immer 
größer werdende soziale Kluft in 
diesem Land übertünchen soll 
und Integration mit Assimilation 
verwechselt.« 


Dr. Benjamin Ortmeyer, der 
Verfasser der Broschüre, ist ein 
Musterbeispiel für diejenigen 
»Lehrer«, die unsere Jugend 
jahrzehntelang mit einer ewigen 
Schuldbelastung krank und irre an 
ihren Elternhäusern und ihrer Na- 
tion gemacht haben. 


Geboren 1952 in Kiel, war Ort- 
meyer von 1975 bis 2003 Leh- 
rer für Mathematik, Sozialkunde 
und Musik in Frankfurt am Main. 
1991 erschien von ihm die Schrift 
»Argumente gegen das Deutsch- 
landlied«, die im Vorfeld der Fuß- 
ball-WM von der GEW jetzt neu 
herausgegeben wurde. In der Fol- 
gezeit schrieb er diverse Bücher 
und Artikel »gegen das Vergessen 
und Verdrängen« und erhielt dafür 
1996 den Heinz-Galinski-Preis. 
Seit 2003 ist er »pädagogischer 
Mitarbeiter« des Fachbereichs 
Erziehungswissenschaft an der 


SPIEGEL DER ZEIT 


GEW gegen 
Nationalhymne 


Frankfurt (sid). Die Gewerk- 
schaft Erziehung und Wis- 
senschaft (GEW) geht im 
Rahmen der Fußball-WM 
gegen die deutsche National- 
ymne vor. In den kommen- 
den Tagen sollen alle hessi- 
schen Schulen die Broschüre 
„Argumente gegen das 
Deutschlandlied — Geschich- 
te und Gegenwart eines 
furchtbaren Lobliedes auf die 
deutsche Nation“ erhalten. 
Nach Meinung der GEW 
transportiert die Hymne eine 
| Stimmung des Nationalsozia- 
lismus und der „deutschen 
Leitkultur“. Der Grünen-Eu- 
ropaabgeordnete Daniel 
Cohn-Bendit mahnte zur Ge- 
lassenheit: „In Deutschland 
passiert etwas, das ist nicht 
Deutschland, Deutschland 
über alles, es ist Deutschland 
vor, noch ein Tor.“ 


WZ — Weser Zeitung, 15.6.2006 


J.W.Goethe-Universität in Frank- 
furt/M. und aktiv in der Initiative 
»Kultur gegen Rechts«. 


Der den UN-Lesern bekannte 
Dr. Rigolf Hennig hat die Folgen 
solcher Erziehung aus psychiatri- 
scher Sicht als »induziertes Irre- 
sein« diagnostiziert, die Rechts- 
anwältin Sylvia Stolz spricht von 
einem »Seelenmord« an den 
Deutschen. 


Wehe einem Land, das solche 
»Erzieher« hat! 


ZUM WEINEN 


Die Feinde eines 
Volkstums nagen 


an den Wurzeln, 
wenn sie den 
Baum meinen. 

Erich Limpach in der UN 9/1974 
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Das sind die Früchte der Erziehungsarbeit 


der sogenannten »Bildungsgewerkschaft«! 


Die GEW ächtet die Nationalhymne, der PDS-Jugend sind die Fahnen ein Greuel, und die Antifa will 
Deutschland gänzlich auslöschen. 
Sollte sich diese Lehrergewerkschaft nicht endlich fragen, was sie — Gott sei Dank nur bei einer Min- 


derheit der deutschen Jugend! - angerichtet hat? 


»Polen muß bis Holland 
reichen - Deutschland von 
der Karte streichen«: 


Dieses Hetztransparent hing wo- 
chenlang unbeanstandet an der 
Balkonfront eines Hauses in der 
verkehrsreichen Warschauer Stra- 
ße in Berlin-Friedrichshain. 


Nicht ein geistig umnachteter 
Pole, der das Ausscheiden Polens 
bei der Fußball-WM nicht verkraf- 
ten konnte, hat diese Schmähparo- 
le fabriziert, sondern offenbar sind 
deutsche Jugendliche, die den Bal- 
kon zusätzlich mit der schwarz-ro- 
ten Fahne der »Antifa« geschmückt 
hatten, dem Irrsinn der Vergan- 


genheitsbewältigung »antifaschi- 
stischer« Lehrer und Umerzieher 
verfallen. 


Daß dieses aufhetzerische Plakat 
wochenlang unbehelligt blieb, ist ein 
weiteres Zeichen dafür, daß auch 
bei Polizei, Behörden und Staats- 
anwaltschaften der gesunde Men- 
schenverstand durch die staatlich 
verordnete Scham- und Bußkultur 
gelitten hat oder aus »politischer 
Korrektheit« unterdrückt wird. 


Ein wegen dieser Hetze aufge- 
brachter Berliner sprach schon vor 
Wochen bei der örtlichen Polizei 
vor, die ihm bestätigte, er sei nicht 
der erste, der sich beschwere. Die 


vorgesetzte Polizeibehörde habe 
jedoch das Plakat als strafrechtlich 
unbedenklich eingestuft. 


Beweisen Sie Mur! 


ZIVILCOURAGE 


ZEIGT HEUTE DER, 
DER SICH ZUM 


HEIMATRECHT 


DER DEUTSCHEN IN 


DEUTSCHLAND 
BEKENNT! 


FRÜCHTE DER UMERZIEHUNG 


UN 7/2006 : Seite 4 


Worte eines deutschen 
Sozialdemokraten 


Am 11. August 1922 proklamierte 
Reichspräsident Friedrich Ebert 
(SPD) mit dem Inkrafttreten der 
Verfassung das »Lied der Deut- 
schen« zur Nationalhymne. Zum 
Jahrestag 1925 würdigte er dies 
mit folgenden Worten: 


»Vor drei Jahren, am 11. Au- 

gust, hat sich das deutsche Volk 
seine Verfassung gegeben, das 
Fundament seiner Zukunft. 


Diesen Tag wollen wir, trotz aller 
Not der Gegenwart, mit Freude 
und Hoffnung begehen. An ihm 
wollen wir unsere Liebe zum Va- 
terland bekunden. Deutschland 
soll nicht zugrunde gehen! Das 
ist unser Schwur, solange wir at- 
men und arbeiten können. 


Wir wollen keinen Bruderkrieg, 
keine Trennung der Stämme. Wir 
wollen Recht. Wir wollen Frie- 
den. Recht soll vor Gewalt ge- 
hen. Wir wollen Freiheit. Recht 
soll uns Freiheit geben. Wir wol- 
len Einigkeit. Recht soll uns einig 
zusammenhalten. So soll uns die 
Verfassung Recht, Einigkeit und 


Freiheit gewährleisten. 


Einigkeit und Recht und Frei- 
heit! Dieser Dreiklang aus dem 
Liede des Dichters gab in Zei- 
ten innerer Zersplitterung und 
Unterdrückung der Sehnsucht 
aller Deutschen Ausdruck; er soll 
auch jetzt unseren harten Weg 
zu einer besseren Zukunft be- 
gleiten. 

Sein Lied, gesungen gegen 
Zwietracht und Willkür, soll nicht 
Mißbrauch finden im Partei- 
kampf; es soll nicht der Kampf- 
gesang derer werden, gegen die 
es gerichtet war; es soll auch 
nicht dienen als Ausdruck natio- 
nalistischer Überhebung. Aber 
so, wie einst der Dichter, so lie- 
ben wir heute „Deutschland über 
alles“. 


In Erfüllung seiner Sehnsucht 
soll unter den schwarz-rot-golde- 
nen Fahnen der Sang von Einig- 
keit und Recht und Freiheit der 
festliche Ausdruck unserer va- 
terländischen Gefühle sein. (...) 
Es lebe die deutsche Republik! 
Es lebe das deutsche Vaterland! 
Es lebe das deutsche Volk!« 
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Proteste haben 


»Das Deutschlandlied (...) war 
allgegenwärtig bei den industri- 
ellen Massenmorden an sechs 
Millionen Juden und 500.000 
Sinti und Roma. (...) Damit hat 
das Lied einen Makel an sich, 
der durch keinerlei nachträgli- 
che Interpretationen einzelner 
Strophen oder Zeilen wegge- 
wischt werden kann.« 


Mit dem Vorwort zu dieser Äch- 
tung der Nationalhymne rief der 
GEW-Vorsitzende eine breite Em- 
pörung hervor. Der Vizepräsident 
des WM-Organisationskomitees, 
Wolfgang Niersbach, sprach aus, 
was Millionen Deutsche fühlen: 


»Was wir hier an positivem 
Patriotismus erleben, ist etwas 
so Schönes, wie wir es seit der 
Wiedervereinigung nicht erlebt 
haben.« 


Und auch bei vielen Lehrern führ- 
te diese Polemik zu scharfer Ab- 
grenzung: »Es wirkt lächerlich, wie 
die GEW querulantenhaft alles in 
Mißkredit bringen will, was in die- 
sem Land anerkannt ist und eine 
gute Tradition hat«, erklärte Josef 
Kraus, der Präsident des Deut- 
schen Lehrerverbandes. »Viele 
Lehrer in Deutschland schütteln 
nur noch den Kopf, mit welch lä- 
cherlichen Ideen sich diese so- 
genannte Bildungsgewerkschaft 
meint profilieren zu müssen.« 


Daraufhin sah sich der GEW- 

Vorsitzende Ulrich Thöne ge- 
zwungen, folgende Erklärung 
abzugeben: 


»1. Der hessische GEW-Landes- 
verband hat zur Fußball-WM eine 
Broschüre aus dem Jahr 1989 neu 
aufgelegt. Der Titel: „Argumente 
gegen das Deutschlandlied“. Da- 
mals schien es möglich, daß für 
das vereinte Deutschland eine 
neue, zukunftsweisende Hym- 
ne gefunden werden könnte. Ich 
habe gemeinsam mit dem hes- 
sischen Landesvorsitzenden Jo- 
chen Nagel das Vorwort zu dieser 
Neuauflage geschrieben. Mit dem 
Vorwort wollten wir einen Beitrag 
zu einer kritischen Diskussion 
über die Nationalhymne leisten. 
Das hat bei vielen Menschen lei- 


Wirkung gezeigt 


GEW-Chef Ulrich Thöne 


der den Eindruck erweckt, die 
GEW wolle den Fans die Fußball- 
WM vermiesen oder spreche sich 
gar aktuell für ein Verbot oder die 
Abschaffung der Nationalhymne 
aus. Wir bedauern diesen Fehler 
und entschuldigen uns bei allen - 
vor allem den Pädagoginnen und 
Pädagogen - für den ihnen ent- 
standenen Schaden. 


2. Bereits im Vorfeld der Fußball- 
WM hatte die GEW in einer Pres- 
seerklärung am 7. Juni 2006 zum 
Engagement aller demokratischen 
Organisationen aufgerufen, um 
die Weltmeisterschaft zu einem 
weltoffenen und gastfreundlichen 
Ereignis zu machen. Rechtsradi- 
kale Störer sollten keine Plattform 
für ihre dumpfen Parolen bekom- 
men. Dieser Wunsch aller Demo- 
kraten ist bisher in hervorragender 
Weise erreicht worden. Das Motto 
„Die Welt zu Gast bei Freunden“ 
wurde von den friedlichen Fans 
vorbildlich mit Leben erfüllt. Wenn 
heute junge Fußballfans die Natio- 
nalhymne singen, tun sie das aus 
Lebensfreude und zur Unterstüt- 
zung der deutschen Mannschaft. 


3. Diese Klarstellung konnte lei- 
der erst jetzt erfolgen, da ich mich 
bis gestern auf einem lange vor- 
bereiteten Besuch bei der israe- 
lischen Partnergewerkschaft der 
GEW befunden habe. Zur Klar- 
stellung gehört auch, daß diese 
Broschüre nicht an die Schulen, 
sondern vom Landesverband der 
GEW Hessen an seine Vertrau- 
ensleute geschickt wurde. 


Ulrich Thöne, Frankfurt a.M., 20. Juni 2006« 


STOPPT DIE UMERZIEHER! 
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Muster einer Dienstaufsichtbeschwerde 


Mit der lauwarmen und in der Pres- 
se kaum beachteten Entschuldi- 
gung des Herrn Ulrich Thöne, Vor- 
sitzender der DGB-Gewerkschaft 
GEW, ist der Skandal nicht aus 
der Welt geschafft. 


Noch am 7. Juni 2006 verbreite- 
te die GEW eine Presseerklärung 
mit dem Aufruf »Nationaler Stim- 
mungsmache keine Plattform bie- 
ten« mit einer Werbung von Thöne 
zur Verbreitung der Broschüre. 


Wir rufen alle Schüler und alle El- 
tern dazu auf, Zivilcourage zu zei- 
gen, wenn ein Lehrer diese Bro- 
schüre in den Unterricht einführt 
und die Schüler in ihrem Sinne zu 
beeinflussen versucht. 


An die/den 
Schulleiter/in der/des 


Frau/Herrn 


Dienstaufsichtsbeschwerde 
gegen den Lehrer Herrn 
die Lehrerin Frau 


hier: Einführung der Broschüre von Benjamin Ortmeyer, »Argumente gegen das Deutschlandlied« in 
den Unterricht im Fach der Klasse/Stufe Ihrer 
Schule. 


Sehr geehrte/r Frau/Herr Schulleiter/in, 


ich bin/wir sind Sorge- und Erziehungsberechtigte des/der 
Schüler/in an Ihrer Schule ist. 


Mein/unser Kind hat uns darüber informiert, daß sein/e derzeitige/r Lehrer/in im Unterricht des oben 


, der/die 


genannten Faches die Broschüre eines Benjamin Ortmeyer mit dem Titel »Argumente gegen das 
Deutschlandlied, Geschichte und Gegenwart eines furchtbaren Lobliedes auf die deutsche Nation«, 
herausgegeben von der Gewerkschaft GEW Hessen, verwendet hat. 


Gegen die/den genannte/n Lehrer/in lege ich hiermit Dienstaufsichtsbeschwerde mit dem Antrag ein, 
ein Disziplinarverfahren einzuleiten und eine Disziplinarmaßnahme gegen sie/ihn zu verfügen. 


Mit der Verwendung der Broschüre im Unterricht hat Frau/Herr gegen ihre/seine 
Pflichten aus dem Beamtenverhältnis und den Bildungsauftrag Ihrer Schule verstoßen und möglicher- 
weise sich sogar einer Straftat der Verunglimpfung der Hymne der Bundesrepublik Deutschland schul- 
dig gemacht, was bereits Gegenstand einer Strafanzeige ist. 


Nach $ 90 a Abs. 1 Nr. 2 Strafgesetzbuch wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, wer »die Farben, die Flagge, das Wappen oder die Hymne der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder verunglimpft«. 


§ 35 des Beamtenrahmengesetzes und die gleichlautenden Länderbeamtengesetze machen es ei- 
nem Beamten zur Pflicht, dem ganzen Volk zu dienen, seine Aufgaben unparteiisch zu erfüllen, sich 
durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheitlich demokratischen Grundordnung zu bekennen und bei 
politischer Betätigung diejenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren, die sich aus seiner Stellung 
gegenüber der Gesamtheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten seines Amtes ergibt. 


Besondere Pflichten der Lehrer ergeben sich dabei aus dem ihnen übertragenen Bildungsauftrag, zu 
dem z. B. gemäß Artikel 7 Abs. 2 der Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen u.a. die »Liebe zu 
Volk und Heimat« oder laut Artikel 56 der Verfassung des Landes Hessen der selbständige und verant- 
wortliche Dienst am Volk durch Ehrfurcht, Achtung, Duldsamkeit und Wahrhaftigkeit zählen. Auf diese 
Erziehungsziele wird auch noch einmal in den entsprechenden Lehrerausbildungsgesetzen Bezug ge- 
nommen. 


ZIVILCOURAGE ZEIGEN! 
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Im neuen Schulgesetz Nordrhein-Westfalens (verkündet am 13.6.2006) wird in Artikel 57, Abs. 4 ge- 
setzlich vorgeschrieben: 


»Lehrerinnen und Lehrer dürfen in der Schule keine politischen (...) Bekundungen abgeben, die ge- 
eignet sind, die Neutralität des Landes gegenüber Schülerinnen und Schülern sowie Eltern oder den 
politischen, religiösen oder weltanschaulichen Schulfrieden zu gefährden oder zu stören«, wovon der 
Erziehungsauftrag nach Artikel 7 der Verfassung (siehe oben) ausdrücklich ausgenommen ist. 


Mehrere Passagen in der Broschüre lassen in jedem Fall eine Ausrichtung an diese verfassungsmäßi- 
gen und gesetzlichen Vorgaben vermissen: 


Bereits in der Titelunterschrift und wiederholt auf den Seiten 4 und 45 wird unsere Nationalhymne als 
»furchtbares Loblied(es)« bzw. das »furchtbare Lied« charakterisiert, das sogar auf »Ekel« (Seite 6) 
stoßen würde. 


Durchgehend zieht sich durch die Broschüre der Vorwurf, daß das Deutschlandlied ein Ausdruck des 
Nationalismus und wegen seines Gebrauchs im Dritten Reich abzulehnen sei. Seite 5: »Das Deutsch- 
landlied mit seiner Melodie war eben untrennbar mit dem deutschen Nationalismus und schließlich mit 
dem NS-Regime verbunden.« Seite 6: »In Wirklichkeit ist das Deutschlandlied Ausdruck einer unge- 
brochenen, aber eben negativen Kontinuität der deutschen Geschichte, nämlich der Geschichte des 
aggressiven deutschen Nationalismus.« Seite 45: »So wird auch in den nächsten Jahren das Deutsch- 
landlied Begleitmusik des deutschen Nationalismus bleiben.« 


Sänger des Deutschlandliedes werden als »reaktionäre, deutsch-nationale und militaristische Kreise« 
(Seite 17) denen der »Humanismus eines Lessing, eines Beethoven« abgesprochen wird (Seite 29), 
diffamiert, ja ihnen sogar unterstellt, »die Nation Österreich als Teil Deutschlands zu bezeichnen und 
zu behandeln.« (Seite 39). 


Bereits in diesen Auszügen wird kein Unterschied zwischen der ersten und der seit 1990 nur mehr als 
Nationalhymne geltenden dritten Strophe gemacht, vielmehr heißt es auf Seite 4 ausdrücklich: 


»Eine kritische Bewertung des Deutschlandliedes als Nationalhymne soll sich nicht nur auf die erste 


und zweite Strophe beziehen, sondern muß auch die dritte Strophe einbeziehen.« 


Ein Lehrer, der die Nationalhymne seinen Schülern gegenüber in solcher Weise abwertet, kann sich 
auch nicht darauf zurückziehen, die Broschüre sei schon 1989 als Vorabdruck aus einem gleichnami- 
gen Buch erschienen, das in Erstauflage dann 1991 herausgegeben wurde. Bereits damals verwarnte 
das Bundesinnenministerium, Abteilung Verfassung, Strafrecht und Verwaltung die GEW, das Deutsch- 
landlied sei »Ausdruck eines alle Deutschen verbindenden, ganz natürlichen Patriotismus. (...) Mit ei- 
nem undifferenzierten Verdikt über das ganze Lied aber wird an einem Fundament des demokratisch- 
republikanischen Konsens gerüttelt.« (BMI, 4.7.1989, Az. VI 1-111.091 Il, Dr. Schiffer). 


Davon völlig unbeeindruckt, nimmt das aktuelle Vorwort, datiert auf den 15. Mai 2006, als Ziel der Neu- 


auflage den roten Faden auf, »solchen Stimmungen des Nationalismus und einer „deutschen Leitkultur‘ 
entgegenzutreten«, der sich durch den ganzen folgenden Inhalt der Broschüre zieht. 


Ein Text, der die Nationalhymne derart verunglimpft und unterschlägt, welche Bedeutung gerade die 
dritte Strophe des Deutschlandliedes für die Deutschen im geteilten Deutschland hatte, kann kein »fun- 
dierter Beitrag« sein, wie es die Gewerkschafts-Herren Thöne und Nagel in ihrem Vorwort behaupten, 
sondern hat als einseitige Polemik im Schulunterricht nichts zu suchen. Laut Presseberichten haben 
mehrere Landes-Kultusministerien deshalb bereits eine Verbreitung der GEW-Druckschrift in den Schu- 
len untersagt. 


Gerade in einer Zeit, in der sich unzählige, vor allem junge Deutsche im Zeichen der Fußball-WM völlig 
unbelastet mit den Farben und der Hymne der Bundesrepublik identifiziert haben, kann der Inhalt und 
die Polemik dieser Broschüre zu einer Verunsicherung der Schüler führen, die von der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften bei ihren Indizierungen zahlreicher Bücher und Schriften üblicherweise 
als »sozialethische Verwirrung« bezeichnet wird. 

Ich/wir bitte(n) um entsprechende Unterrichtung 

Mit freundlichem Gruß 


(Unterschrift/en) 


Kopien zur Weitergabe undzum beanSchülerals zweiseitiges Blatt Anzahl. Bei UN-Beziehern genügt 
Aushang anfordern! A4 oder zum Aushang an schwar- ein Anruf (0208-840 132). Nichtbe- 
Abdrucke dieses Beschwerdeent- zen Brettern im Format A3, einsei- zieher wenden sich bitte per Brief 
wurfes erhalten Sie zur Weiterga- tig bedruckt, in jeder gewünschten an die obenstehende Anschrift. 


ZUM AUSHANG! 
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Bomben auf Beirut, Verwüstung 
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iche Ziel« | wer ist Uri Avnery? 


ae 


»Das eigent 


Eine Beurteilung der israeli- 
schen Kriegsgründe durch Uri 
Avnery, übersetzt von Ellen 
Rohlfs: 


Das eigentliche Ziel ist es, das 

Regime im Libanon zu stürzen 
und eine Marionetten-Regierung 
einzusetzen. 


Dies war das Ziel von Ariel Sha- 
rons Invasion des Libanons 1982. 
Es scheiterte. Aber Sharon und 
seine Schüler in der militärischen 
und politischen Führung haben 
dies nie wirklich aufgegeben. 


Wie 1982 wurde auch die jetzige 
Operation in vollständiger Koordi- 
nation mit den USA geplant und 
ausgeführt. 


Wie damals gibt es keinen Zwei- 
fel, daß sie mit einem Teil der liba- 
nesischen Elite abgestimmt wird. 


Das ist die Hauptsache. Alles an- 
dere ist Lärm und Propaganda. 


Am Vorabend der Invasion von 
1982 sagte der Außenminister der 
USA Alexander Haig zu Ariel Sha- 
ron, bevor die Invasion anfange, 
sei eine »klare Provokation«, die 
von der Welt akzeptiert würde, 
notwendig. 


Die Provokation fand tatsächlich 
statt — genau zum richtigen Zeit- 
punkt — als Abu-Nidals Terrorban- 
de versuchte, den israelischen 
Botschafter in London zu ermor- 
den. Dies hatte zwar keine Verbin- 
dung mit dem Libanon und noch 
weniger mit der PLO (der Feind 
Abu Nidals), aber es erfüllte sei- 
nen Zweck. 


Dieses Mal ist die nötige Provo- 
kation durch die Gefangennahme 
zweier israelischer Soldaten durch 
die Hizb Allah geliefert worden. 
Jeder weiß, daß sie nicht anders 
als durch einen Gefangenenaus- 
tausch befreit werden können. 


Der eigentliche Name des bedeu- 
tenden Vertreters der israelischen 
Friedensbewegung lautet Helmut 
Ostermann. Als solcher kam er 
1923 im westfälischen Beckum 
zur Welt. Sein Vater war Bankier 
und glühender Zionist. 1933 kam 
Ostermann-Avnery mit seiner Fa- 
milie nach Palästina, wo er sich 
der zionistischen Untergrundar- 
mee Haganah anschloß. Von 
1938 bis 1941 wirkte er in der 
terroristischen »Irgun Zwai Leu- 
mi«. Nach 1945 war er Redakteur 


verschiedener israelischer Blätter 
und verwandelte sich vom »Fal- 
ken« zur »Taube«. Als Gründer 
einer eigenen Partei (»Haolam 
Hazeh«, 1965) und als Knesset- 
Abgeordneter setzte er sich für 


eine israelisch-palästinensische 
Verständigung ein. Er schrieb u.a. 
»Israel ohne Zionisten« (1968). 
2002 sagte er in Potsdam, der 
Holocaust sei »kein Grund, Israel 
eine Art Jagdschein zu geben«. 
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Aber die große Militärkampagne, 
die seit Monaten vorbereitet war, 
wurde der israelischen und inter- 
nationalen Öffentlichkeit als Ret- 
tungsmaßnahme verkauft. 


(Seltsam genug geschah dassel- 
be zwei Wochen vorher im Gaza- 
Streifen. Hamas und seine Partner 
nahmen einen Soldaten gefangen, 
was dann die Rechtfertigung für 
eine massive Operation war, die 
seit langem vorbereitet war und 
deren Ziel es ist, die palästinensi- 
sche Regierung zu zerstören.) 


Das erklärte Ziel der Libanon- 
Operation ist es, die Hizb Allah 
von der Grenze zu vertreiben, um 
es ihr so unmöglich zu machen, 
weitere Soldaten gefangenzuneh- 
men und Raketen auf israelische 
Städte abzufeuern. Die Invasion 
in den Gaza-Streifen zielt offiziell 
auch darauf ab, Sderot und Ash- 
kelon aus der Reichweite der Qas- 
sams zu bringen. 


Das erinnert an die »Operation 

Frieden für Galiläa« von 1982. 
Damals wurde der israelischen 
Öffentlichkeit und der Knesset 
erklärt, das Kriegziel sei, »die 
Katyushas 40 Kilometer von der 
Grenze wegzudrängen«. 


Das war eine bewußte Lüge. 


Elf Monate lang war vor dem Krieg 
keine einzige Katyusha-Rakete 
(noch ein einziger Schuß) über 
die Grenze abgefeuert worden. 
Von Anfang an war es das Ziel der 
Operation, Beirut zu erreichen und 
dort einen verräterischen Diktator 
zu installieren. Wie ich es mehr als 
einmal erzählt habe, hat mir Sha- 


Der frühere israelische Mi- 
nisterpräsident Ehud Barak 
schließt nicht aus, daß Isra- 
el nach seiner Offensive im 
Gaza-Streifen und im Libanon 
auch gegen Syrien militärisch 
vorgehen wird. »Ich hoffe, das 
wird nicht notwendig sein«, 
sagte Barak der »Welt am 
Sonntag«. Die Syrer sponser- 
ten die Hamas im Gaza-Strei- 
fen, das Hauptquartier der Ha- 
mas operiere von Damaskus 
aus, begründete er die Über- 
legungen. 
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ron selbst dies neun Monate vor 
dem Krieg erzählt und ich habe es 
damals entsprechend mit seinem 
Einverständnis veröffentlicht (aber 
ohne ihn direkt zu zitieren). 


Natürlich hat die jetzige Opera- 
tion auch mehrere sekundäre Zie- 
le, zu denen nicht die Befreiung 
der Gefangenen gehört. Jeder 
weiß, daß dies nicht mit militä- 
rischen Mitteln erreicht werden 
kann. Aber wahrscheinlich ist es 
möglich, einige der tausende Ra- 
keten, die die Hizb Allah während 
der letzten Jahre angesammelt 
hat, zu zerstören. Für dieses Ziel 
sind die Armeechefs bereit, die 
Bewohner der israelischen Städ- 
te zu gefährden, die den Raketen 
ausgesetzt sind. Sie glauben, das 
lohne sich, wie ein Austausch von 
Schachfiguren. 


Ein anderes sekundäres Ziel ist 
es, die »Abschreckungsmacht« 
der Armee wiederherzustellen. 
Das ist ein Codewort für die Wie- 
derherstellung des verletzten Stol- 
zes der Armee, der durch die ge- 
wagten Militäraktionen der Hamas 
im Süden und der Hizb Allah im 
Norden schwer gelitten hat. 


Offiziell verlangt die israelische 
Regierung, daß die Regierung des 
Libanon die Hizb Allah entwaffnet 
und sie aus dem Grenzgebiet ent- 
fernt. 


Das ist unter der augenblicklichen 
Regierung, einem empfindlichen 
Gefüge ethno-religiöser Gemein- 
schaften, offensichtlich unmög- 
lich. Die leichteste Erschütterung 
könnte das ganze Gebäude zum 
Einsturz bringen und den Staat 
in vollkommene Anarchie stürzen 
— besonders nachdem es den 
Amerikanern gelang, die syrische 
Armee zu vertreiben, das einzige 
Element, das jahrelang für einige 
Stabilität gesorgt hatte. 


Die Idee, im Libanon einen Ver- 
räter zu installieren, ist nicht neu. 
1955 schlug David Ben-Gurion 
vor, einen »christlichen Offizier« 
zu nehmen und ihn als Diktator 
einzusetzen. Moshe Sharet zeigte 
auf, daß diese Idee sich auf völlige 
Ignoranz der libanesischen Ver- 
hältnisse gründete und vereitelte 
sie. Aber 27 Jahre später versuch- 


te Ariel Sharon dies trotzdem in die 
Tat umzusetzen. Bashir Gemayel 
wurde tatsächlich als Präsident in- 
stalliert, nur um kurz darauf ermor- 
det zu werden. Sein Bruder Amin 
folgte ihm und unterzeichnete mit 
Israel einen Friedensvertrag, wur- 
de aber aus dem Amt vertrieben. 
(Genau dieser Bruder unterstützt 
jetzt öffentlich die israelische Ope- 
ration). 


Nun kalkuliert man, daß wenn die 
israelische Luftwaffe genügend 
schwere Schläge auf die libane- 
sische Bevölkerung herabregnen 
läßt — dabei die See- und Flughä- 
fen lahm legt, die Infrastruktur zer- 
stört, Wohnviertel bombardiert, die 
Schnellstraße Beirut-Damaskus 
unterbricht und so weiter — dann 
würde die Öffentlichkeit auf die 
Hizb Allah wütend werden und 
die libanesische Regierung un- 
ter Druck setzen, daß sie Israels 
Forderungen erfüllt. Da die gegen- 
wärtige Regierung nicht einmal 
davon träumen kann, dies zu tun, 
wird mit Israels Hilfe eine Diktatur 
errichtet. 


Das ist militärische Logik. Ich 
habe meine Zweifel daran. Man 
kann annehmen, daß die mei- 
sten Libanesen wie alle anderen 
Menschen auf der Welt reagieren 
werden: mit Zorn und Haß auf die 
Invasoren. So geschah es 1982 
als sich die Schiiten im Süden des 
Libanon - bis dahin so gefügig wie 
ein Fußabstreifer — gegen die is- 
raelischen Besatzer erhoben und 
die Hizb Allah gründeten, die die 
stärkste Kraft des Landes wurde. 
Wenn die libanesische Elite sich 
nun als Kollaborateure Israels 
erweisen sollte, wird sie von der 
Landkarte gefegt werden. (Übri- 
gens: haben die Qassams und 
Katyushas die israelische Bevöl- 
kerung dazu gebracht, auf unsere 
Regierung Druck auszuüben, da- 
mit sie aufgibt? Im Gegenteil.) 


Die amerikanische Politik ist vol- 
ler Widersprüche. Präsident Bush 
wünscht im Mittleren Osten »Re- 
gimewechsel«, aber die gegen- 
wärtige libanesische Regierung ist 
auf Druck der Amerikaner einge- 
richtet worden. In der Zwischen- 
zeit ist es Bush nur gelungen, den 
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Irak zu zerbrechen und dort ei- 
nen Bürgerkrieg zu verursachen, 
(wie hier vorausgesagt). Er könnte 
dasselbe im Libanon bekommen, 
wenn er nicht beizeiten die israe- 
lische Armee aufhält. Außerdem 
könnte ein vernichtender Schlag 
gegen die Hizb Allah nicht nur im 
Iran Wut auslösen, sondern auch 
unter den Schiiten im Irak, auf de- 
ren Unterstützung sich alle Pläne 
Bushs einer pro-amerikanischen 
Regierung gründen. 


Wie lautet also die Antwort? 
Nicht zufällig hat die Hizb Allah 
den Soldaten-ergreifenden Angriff 
zu einem Zeitpunkt durchgeführt, 
als die Palästinenser um Beistand 
riefen. Die palästinensische Sa- 
che ist in der ganzen arabischen 
Welt populär. Indem sie ihnen 
zeigt, daß sie ein Freund in der 
Not sind, wenn alle anderen Ara- 
ber so schmählich versagen, hofft 
die Hizb Allah ihre Popularität zu 
vergrößern. Wenn jetzt schon ein 
israelisch-palästinensisches Ab- 
kommen erreicht worden wäre, 
dann wäre die Hizb Allah nur mehr 
ein lokales libanesisches Phäno- 
men, ohne Einfluß auf unsere Si- 
tuation. 


Weniger als drei Monate nach 
der Bildung der Olmert-Peretz-Re- 
gierung ist es ihr gelungen, Isra- 
el in einen Zwei-Fronten-Krieg zu 
stürzen, dessen Ziele unrealistisch 
und dessen Folgen unabsehbar 
sind. 


Wenn Olmert hofft, als »Mister 
Macho-Macho«, als ein zweiter 
Sharon, angesehen zu werden, 
dann wird er enttäuscht werden. 
Dasselbe gilt für den verzweifelten 
Versuch von Peretz, als eindrucks- 
voller »Mister Sicherheit« ernst- 
genommen zu werden. Jedem 
ist klar, daß dieser Feldzug — im 
Gaza-Streifen wie auch im Liba- 
non — von der Armee geplant und 
diktiert worden ist. Der Mann, der 
jetzt in Israel die Entscheidungen 
fällt, ist Dan Halutz. Nicht zufällig 
wurde die Aufgabe im Libanon der 
Luftwaffe zugeteilt. 


Die israelische Öffentlichkeit ist 
vom Krieg nicht begeistert. Sie 
hat sich mit stoischem Fatalismus 
damit abgefunden, weil man ihr 


erzählt hat, es gäbe keine Alter- 
native. Und, in der Tat, wer könn- 
te gegen ihn sein? Wer möchte 
nicht die »entführten Soldaten« 
befreien? Wer möchte nicht die 
Katyushas entfernen und die Ab- 
schreckung rehabilitieren? Kein 
Politiker wagt es, die Operation zu 
kritisieren (außer den arabischen 
Parlamentsmitgliedern, die von der 
jüdischen Öffentlichkeit ignoriert 
werden). In den Medien herrschen 
die Generäle — und nicht nur die 
in Uniform. Es gibt fast keinen frü- 
heren General, der nicht von den 
Medien eingeladen wird, um zu 
kommentieren, zu erklären und zu 
rechtfertigen — und alle sprechen 
mit einer Stimme. 


(Als kleine Illustration: Israels 
beliebtester Fernsehsender lud 
mich zu einem Interview über 
den Krieg ein, nachdem bekannt- 
geworden war, daß ich an einer 
Anti-Kriegs-Demonstration teilge- 
nommen hatte. Ich war ziem- 
lich überrascht. Aber nicht lange 
— eine Stunde vor der Sendung, 
rief ein sich entschuldigender 
Talkshowmaster an und sagte, es 
hätte einen schrecklichen Fehler 
gegeben - in Wirklichkeit wollten 
sie Professor Shlomo Avinery, ei- 
nen früheren Generaldirektor des 
Außenministeriums, auf den man 
sich verlassen kann, daß er jeg- 
liche Handlung der Regierung in 
abgehobener akademischer Spra- 
che rechtfertigt, einladen.) 


»Inter arma silent musae« - 
»wenn die Waffen sprechen, 
schweigen die Musen« heißt ein 
altes Sprichwort. Oder besser: 
Wenn die Kanonen donnern, hört 
das Gehirn auf zu arbeiten. 


Nur noch ein kleiner Gedanke: 
Als der Staat Israel in der Mitte ei- 
nes grausamen Krieges gegründet 
wurde, waren die Wände mit Pla- 
katen zugepflastert, auf denen fol- 
gendes zu lesen war: »Das ganze 
Land - eine Front, das ganze Volk 
— eine Armeel« 


Seitdem sind 58 Jahre vergan- 
gen, doch der Spruch ist noch 
genau so gültig wie damals. Was 
sagt das über die Generationen 
von Staatsmännern und Generä- 
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Israels Panzer 
pflügen den 


Wer zahlt die Zeche? 


Im vergangenen Jahr sind rund 
500 Millionen Euro aus der Eu- 
ropäischen Union nach Palästi- 
nageflossen. Gut die Hälfte, 280 
Millionen, kamen direkt aus den 
Töpfen der EU, der andere Teil 
aus den nationalen Haushalten. 
Von den EU-Mitteln waren 120 
Millionen für humanitäre Hilfe 
bestimmt, 35 Millionen für das 
Budget der Autonomiebehörde. 
Nach dem Abzug der Israelis 
aus dem Gazastreifen stellte 
die EU außerdem 60 Millionen 
Euro zur Belebung der palä- 
stinensischen Wirtschaft und 
für die Vorbereitung der Wah- 
len zur Verfügung. Der Aufbau 
von Institutionen und sozialen 
Dienstleistungen wurde mit 20 
Millionen Euro unterstützt. 40 
Millionen Euro wurden für den 
Wiederaufbau der Infrastruktur 
bereitgestellt, die teilweise von 
der israelischen Armee zerstört 
worden ist: für die Erneuerung 
der Elektrizitätsversorgung, die 
Wasserversorgung, Straßen, 
die Abfallbeseitigung oder die 
Ausstattung des Grenzüber- 
gangs Rafach. 


Wir würden uns freuen, 
wenn sich mutige Volksver- 
treter finden würden, um im 
EU-Parlament und im Deut- 
schen Bundestag Anfragen 
einzubringen, welche der ge- 
förderten Bauten durch die 
neuerlichen Angriffe zerstört 
wurden und wie Israel zu ei- 
nem Schadensersatz für un- 
sere Steuergelder herange- 
zogen werden kann! 
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Das Gewürge der EU-Außenminister um 21 Worte: 


Keine offene Kritik, nur Bitten an Israel 
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Ein für nachdenkende Menschen aufschlußreicher EU-Gipfel 


Am Montag, dem 17.7.2006 tag- 
ten die EU-Außenminister, um 
eine einheitliche Haltung zum 
kriegerischen Geschehen in 
Nahost zu finden. 


Mehrere Stunden benötigten die 
25 Außenminister der EU bei ihrer 
Krisensitzung in Brüssel, um sich 
am Ende auf eine wachsweiche 
Formulierung zu einigen. Sie ran- 
gen so hart miteinander wie lange 
nicht mehr: »Immer wieder mußten 
Halbsätze gestrichen, Zierwörter 
hinzugefügt und rhetorische Gir- 
landen gewunden werden, bis sich 
jeder Mitgliedsstaat in der diploma- 
tischen Note wiederfand.« (Zitat 
aus der WAZ vom 18.7.2006). 


Der entscheidende Satz lautete 
schließlich: 


»Die EU anerkennt das 
israelische Recht zur 
Selbstverteidigung und 
bittet nachdrücklich 
darum, Zurückhaltung 
zu üben und keine 
überzogenen Mittel zu 
gebrauchen.« 


Während Israel die Hauptstadt 
des Nachbarlandes Libanon bom- 
bardiert und die großteils von der 
EU und ihren Mitgliedsstaaten 
bzahlte Infrastruktur in Gaza in 
Schutt und Asche legt, den Regie- 
rungssitz des palästinensischen 
Ministerpräsidenten zerstört und 
mit der Sprengung des einzigen 
Umspannwerkes die Stromversor- 
gung lahmlegt, enthält sich die EU 
jeder Kritik und »bittet« um Zurück- 
haltung. 


Vor allem die deutsche Bundesre- 
gierung hatte sich dafür eingesetzt, 
daß keine offene Kritik an Israel 
geübt wurde. Unterstützt wurde sie 
dabei lediglich von Großbritannien 
und Tschechien. Die meisten ande- 
ren EU-Staaten wollten eine deut- 
lichere Mahnung an Israel richten. 
Vor allem die neue finnische Rats- 


präsidentschaft hatte bei der Bun- 
desregierung in Berlin Unmut auf 
sich gezogen, weil sie in einem 
ersten Textentwurf Israel für den 
»unverhältnismäßigen Gebrauch 
von Gewalt« kritisiert hatte. 


Bundesaußenminister Frank-Wal- 
ter Steinmeier (SPD), der im ersten 
Halbjahr 2007 während der deut- 
schen Ratspräsidentschaft dem 
Rat der EU-Außenminister vorsit- 
zen wird, blockte jede Kritik an Is- 
rael ab: Die Hoffnung auf Frieden 
sei »gezielt gestört worden von Ex- 
tremisten« und man dürfe »Ursa- 
che und Wirkung von Gewalt nicht 
verwechseln.« 


Die Wortklauberei um jede Äuße- 
rung zu Israel und die Verhinde- 
rung jeden Ansatzes von Kritik an 
Israels völkerrechtswidriger Kriegs- 
führung gegen die Zivilbevölkerung 
in Palästina und im Libanon ist für 
nachdenkende Menschen ein auf- 
schlußreiches Zeichen, welchen 
Einflußnahmen die europäische 
und insbesondere die bundesdeut- 
sche Politik unterliegt. 

Armin Feldberg 


Zentralrat 
verärgert 


Berlin. Entwicklungshilfemi- 
nisterin Wiezcorek-Zeul hat 
mit ihren Vorwürfen gegen 
Israel Spannungen zwischen 
Regierung und dem Zentralrat 
der Juden ausgelöst. Die SPD- 
Linke hatte Israel vorgeworfen, 
mit der Bombardierung gegen 
zivile Einrichtungen im Liba- 
non gegen das Völkerrecht zu 
verstoßen. Der Generalsekre- 
tär des Zentralrats, Kramer, 
nannte Wieczorek-Zeul „nicht 
länger tragbar“. Die Ministerin 
betreibe antiisraelische Propa- 
ganda. Zentralrats-Vize Grau- 
mann hatte am Sonntag den 
Rücktritt der Sozialdemokratin 


verlangt. 


Quelle: 
Westdeutsche Allgemeine, 18.7.06 


GEHT MACHT VOR RECHT? 
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Endlich: Zentralrat zeigt Einsicht 


BERLIN. Der Zentralrat der Ju- 
den hat die Art der Auseinan- 
dersetzung mit dem Holocaust 
in Deutschland kritisiert und als 
kontraproduktiv bezeichnet. 


Die Bildungsarbeit der vergan- 
genen zwanzig Jahre führe »zum 
Gegenteil dessen, was wir er- 
reichen wollen«, sagte der Ge- 
neralsekretär des Zentralrats, 
Stephan Kramer, der »Netzzei- 
tung«. 


Kramer riet dazu, vor allem 
Jugendliche nicht mit dem The- 
ma Holocaust zu überfordern. 
Wer nach dem Krieg geboren 
sei, habe keine Schuld auf sich 
geladen. 


»Nur weil jemand Deutscher ist, 
ist er nicht schuldig. Es gibt keine 
Kollektivschuld«, sagte Kramer. 


Er forderte eine Überprüfung 
der vom Bund finanzierten Pro- 
gramme zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus. 


»Wir müssen 
etwas dagegen 
unternehmen, 
daß bestimmte 
Lobbygruppen, 


die ständig auf 
der Suche nach 5 
neuen Finan- 
zierungsquellen 
sind, von den 
Geldern profi- 


tieren.« 
Junge Freiheit, 23.6.06 


Stephan Kramer, 
Generalsekretär des 
Zentralrats 


Wir warnen seit mehr als 30 
Jahren davor, mit den Schuld-, 
Buß- und Sühneritualen bei den 
damit überfütterten, völlig un- 
belasteten Jugendlichen eine 
Abwehr- und Protesthaltung zu 
erzeugen, die leicht in einen neu- 
en Antisemitismus umschlagen 
könnte, wenn die Jugendlichen 
die damaligen Verbrechen mit 
der jahrzehntelangen Unterdrük- 
kung der Palästinenser durch Is- 
rael vergleichen. 


Liebe Leser, ganz privat: 


Wehe, Sie laden zu einem 77. Geburtstag ein ...! 


Man muß in diesen schlimmen Zeiten und den noch schlimmeren Aus- 
sichten ja auch mal etwas zum Lachen haben: 

Sollten Sie 77 werden und zu einer Geburtstagsfeier einladen, könnten in 
diesem freiheitlichsten Staat, den es je auf deutschem Boden gab, unge- 
betene Gäste bei Ihnen auftauchen. 1945, vor 61 Jahren also, kapitulierte 
die Deutsche Wehrmacht. Wenn Sie die Zahl 16 hinzurechnen, kommen 
Sie auf 77. Die Zahl 16 aber sind 2 x 8. Die Zahl 8 jedoch ist der achte 
Buchstabe im Alphabet und das ist ein »H«. Es besteht also der Verdacht, 
daß Sie das NS-Regime verherrlichen und mit dem ersten H »Heil« und 
dem zweiten »Hitler« signalisiern wollen. 

Sie glauben solchen Unsinn nicht? Hier die SATI-Meldung vom 


31.5.2006: 


»Hitler-Botschaft im WM-Planer der NPD - Der sächsische Verfassungs- 
schutz hat vor den WM-Planern der rechtsextremistischen NPD gewarnt. 
Sie enthielten eine versteckte Hitler-Botschaft, sagte Präsident Rainer 
Stock am Mittwoch in Dresden. Nach seinen Angaben sind auf den bun- 
desweit vertriebenen WM-Planern elf Spielerfiguren zu sehen. Die erste 
Figur trage die Zahl 77. Wenn man jetzt noch die elf hinzuaddiere, würde 
daraus die Zahl 88. Der achte Buchstabe im Alphabet sei ein „H“, sagte 
Stock. Somit stehe die Zahl „88“ für „HH“. (...) Stock: „Bei Publikatio- 
nen der NPD muß man um die Ecke denken. “« 


Wir freuen uns, daß wir immer mehr UN-Bezieher gewinnen (auch aus 
der Hansestadt Hamburg), die offenbar noch geradeaus denken können. 


Ihre UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Wenn es dem Zentralrat mit die- 
ser Einsicht wirklich ernst ist und 
es nicht nur um eine Umlenkung 
der staatlichen Fördergelder in 
die eigene Kasse geht, scheint 
bei der neuen Führung ein Um- 
denken begonnen zu haben. 


»Am Geld 
wird nicht gerüttelt« 


»Der Bund will auch im nächsten 
Jahr mit 19 Millionen Euro den 
Rechtsextremismus bekämpfen. 


Im Berliner Koalitionsausschuß 
sind die Weichen für eine 
Nachfolgefinanzierung bestehen- 
der Bundesprogramme gegen 
den Rechtsextremismus gestellt 
worden. Der Bund werde auch 
2007, wie schon im vergangenen 


Jahr, rund 19 Millionen Euro 
für Initiativen gegen Rechts 
bereitstellen, sagte SPD- 


Generalsekretär Hubertus Heil 
gestern in Berlin.« 
Sächsische Zeitung, 8.5.2006 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 


ERSCHEINUNGSVERMERK 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Mai 2005: 


Mai 2006: 


38,59 Millionen ” 
38,66 Millionen ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
März 2006: 4.977.354 ” 


Juni 2006: 4.397.158 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
März 2006: 1.554.005 ” 


(aktuellere Daten wurden noch nicht veröffentlicht) 


Arbeitssuchende: 
März 2006: 
Mai 2006: 


Offene Stellen: 
März 2006: 
Mai 2006: 


Staatsverschuldung: 
1.513.763.271.888 Euro °) 


6.078.800 ” 
5.786.901 ” 


506.358 ” 
580.683 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro ° 


Schulden pro Kopf: 
13.6.2006: 


19.7.2006: 


18.267 ? 
18.348 ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 19.6.2006 
2) Statistisches Bundesamt, 19.6.2006 
3) www.steuerzahler.de, 19.6.2006 
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Petrus, sei uns gnädig! 


In der letzten Juni-Woche verab- 
schiedete sich ein Mann aus dem 
bundesdeutschen Polit-Betrieb, der 
es vom Taxi-Fahrer und linksradi- 
kalen Straßenkämpfer zum hessi- 
schen Turnschuh-Umweltminister 
und schließlich zum rot-grünen 
Außenminister der Bundesrepublik 
Deutschland gebracht hatte: 


Joseph Fischer, genannt »Josch- 
ka«, ohne Studienabschluß inzwi- 
schen mehrfacher Ehrendoktor, 
u.a. der Universität von Haifa, wur- 
de als Professor an die Princeton 
University in den USA berufen. 


Einer seiner Biographen hat ihn 
einmal mit einer Schlange vergli- 
chen, jenen Tieren, die sich immer 
wieder häuten. Bei seinem Ab- 
schied von seinen Fraktionsgenos- 
sen im Bundestag häutete er sich 
erneut, vom Vollblut-Politprofi zum 
Privatmann. Der Abschied aus der 
nationalen Politik sei für immer, 
schwor Fischer seinen - merklich 
erleichterten - Parteifreunden. 
Doch dann kam ein Nachsatz: 


Sollte ihn Petrus bitten, »Sonder- 
gesandter Gottes« zu werden, wür- 
de er nicht nein sagen. 


Trotz aller Häutungen hat er of- 
fenbar seine Arroganz und seinen 
Größenwahn nicht abgelegt. 


Möge uns Petrus vor seiner 
Rückkehr verschonen! 


By, fu ar 


Neben dem Schaden für das 
deutsche Volk, für den er mitver- 
antwortlich ist, ist ihm nur für eine 
einzige Aussage seiner Amtszeit 
zu danken, die dem letzten Gut- 
gläubigen die Augen geöffnet ha- 
ben muß (UN 9/99): 


»Wenn die Mehrheiten sich 
verändern, mag es eine andere 
Koalition geben. Aber es wird 
keine andere Politik geben...« 


Da hat Herr Fischer wohl Recht 
gehabt, wie sich erwiesen hat. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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I Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,45 € Rückporto-Marken liegen bei. 


ü Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


U Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/ Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


lege ich per Verrechnungsscheck 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
o monatlich 
o halbjährlich 
o einmalig ab: 


o vierteljährlich 
o jährlich 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


